
Sie können die QR Codes nützen um später wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

RS OGH 1955/1/19 7Ob3/55,
7Ob330/64

 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 19.01.1955

Norm

MG §21 Abs1 A2a

ZPO §503 Z4 E4a

Rechtssatz

Umstände, die in der Kündigung nicht geltend gemacht wurden, dürfen bei der Entscheidung nicht berücksichtigt

werden. Geschieht dies dennoch, liegt darin kein Verfahrensmangel, sondern unrichtige rechtliche Beurteilung (siehe

auch 1 Ob 845/52 und 1 Ob 445/51).

Entscheidungstexte

7 Ob 3/55
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